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Guten Tag,
liebe Leserin
und lieber
Leser.

Jokob Augstein sagte 
vor einem halben Jahr, die 
Grünen seien inzwischen 
eine Art CDU mit Insek-
tenschutzprogramm. Auch 
wenn der Vergleich mit der 
CDU eher abwegig ist, ent-
puppt sich, was launig ge-
meint war, als prophetisch. 
Vor einem halben Jahr hatte 
sich noch nicht rumgespro-
chen, dass die Masse der 
Insekten regional in den 
letzten 30 Jahren um bis zu 
80 Prozent abgenommen 
hat, der Begriff „Neono-
kotinoide“ war unbekannt 
und von Einstein wurde 
alles mögliche zitiert, nur 
nicht der Satz „Wenn die 
Bienen verschwinden, hat 
der Mensch noch vier Jah-
re zu leben“. Augstein hat, 
ohne es zu ahnen, eines 
der heftigsten Probleme 
benannt, das uns richtig 
auf die Pelle rückt. Hätte er 
den Klimaschutz noch er-
wähnt, könnte er sich einen 
Bart wachsen lassen. Wenn 
wir uns um diese beiden 
Probleme nicht schnell und 
effizient kümmern, brau-
chen wir auch über Wirt-
schaft, Verbraucherschutz, 
Infrastruktur und Bildung 
nicht mehr lange nachden-
ken.

Wir kommen da jetzt 
übrigens nicht durch Zu-
fall drauf, sondern weil wir 
es für wichtig halten, Sie 
genau vor der Bundestags-
wahl diese Dinge aufmerk-
sam zu machen.

Wir wünschen Ihnen 
und Euch ein oder zwei 
nachdenkliche Stunden mit 
dem neuen Pöggsken.

Ihre Pöggskenredaktion

DARUM GRÜN.

Zweitstimme

Grün!

UMWELT IST 
NICHT ALLES. 

ABER OHNE UMWELT 
IST ALLES NICHTS.
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Am 24. September wird der Bundestag neu gewählt
„Umwelt ist nicht alles, 
aber ohne Umwelt ist alles 
nichts“, diesen eindringli-
chen Satz hat der GRÜNE 
Ortsverband als Hauptmo-
tiv zur Bundestagswahl für 
Telgte ausgewählt. 

„Die Herausforderungen 
des Klimawandels sind seit 
vielen Jahren bekannt und 
werden inzwischen auch in 

den Programmen der maß-
geblichen Parteien gewür-
digt“, so Marian Husmann, 
Sprecher des Ortsverbandes, 
„gleichwohl sind in den ver-
gangenen Jahren keineswegs 
die entschlossenen Schrit-
te unternommen worden, 
die notwendig sind, um den 
nachfolgenden Generationen 
dieser Erde, Deutschlands 

und auch Telgtes die Exis-
tenz zu sichern. Wir stellen 
diese Themen in unserem 
Wahlkampf schlicht deshalb 
in den Vordergrund, weil wir 
sie für die wichtigsten, eben 
für existenziell halten.“

Der Kreisverband Wa-
rendorf war durch die Telg-
ter Uli Schlösser und Gerd 
Klünder auf der Bundesdele-

giertenkonferenz vertreten, 
auf der drei Tage lang über 
alle Bereiche des GRÜNEN 
Programms diskutiert und 
teils heftig gerungen wurde. 
Die Ergebnisse finden Sie, 
zugespitzt auf 24 Ziele, auf 
den Seiten 6 und 7 dieser 
Zeitung.

Land in Sicht!
Neuer Standort im Norden entspannt die Kitasituation
Im letzten Pöggsken haben 
wir von der schwierigen 
Entscheidung bzgl. der Aus-
wahl zwischen  verschie-
denen, und einigen nur 
sehr begrenzt geeigneten 
Kita-Standorten berichtet. 
Im Ergebnis ist beschlos-
sen worden, dass eine neue 
5-Gruppen-Einrichtung im 
Telgter Süden, angrenzend 
an das geplante neue Bau-
gebiet, beschlossen wor-
den ist. Wohl wissend, dass 
eine neue Einrichtung auch 
kurzfristig den Bedarf in 
Telgte nicht abdecken wird. 

Im Frühjahr ist nun neuer 

Wind in die Angelegenheit 
gekommen: Ein neuer Stand-
ort am Fürstendiek im Telg-
ter Norden ist kurzfristig ins 
Gespräch gekommen. Nach 
einer Anwohner*innenver-
sammlung sind auch die 
ersten politischen Beratungs-
prozesse bereits einstimmig 
abgeschlossen. 

Der neue Standort ver-
spricht einige Vorteile: Die 
Verfügbarkeit des Grund-
stücks, ein eher unkompli-
ziertes Genehmigungsver-
fahren und vor allem im 
bisher eher unterversorgten 
Norden die Chance auf eine 

3-Gruppen-Einrichtung. 
Diese könnte sogar noch 

vor dem Standort im Süden 
an den Start gehen. Beden-
ken der Anwohner*innen 
richteten sich vorrangig auf 
eine sichere verkehrliche Er-
schließung, auf die in der 
weiteren Planung eingegan-
gen werden soll. 

Das wäre eine echte Ent-
lastung für die in den letz-
ten Jahren stets angespannte 
Versorgung an Betreuungs-
plätzen, die immer nur durch 
erhebliche Überbelegungen 
und Übergangslösungen ge-
sichert werden konnte und 

lange Unsicherheiten bei 
den Eltern nach sich zog: 
Zwei Kitas, die innerhalb 
der nächsten 2-3 Jahre „ans 
Netz“ gehen könnten!                  

k.m.

Abriss und Neubau 
des Rathauses? 

Seit einigen Wochen wird 
in Telgte der Initiativvor-
schlag einer Architekten-
gruppe diskutiert, nach dem 
das Rathaus abgerissen und 
durch einen Neubau im Wes-
ten der Altstadt ersetzt wer-
den soll. Ein „Pro und Cont-
ra“ zu der Idee auf Seite 9.

PRO & KONTRA

Bild: t.s.
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Liebe Telgterinnen und Telgter,

ja, es ist schon wieder so-
weit. Nach der Wahl ist vor 
der Wahl und ich möchte 
mich heute bei Ihnen vorstel-
len. Mein Name ist Marion 
Schniggendiller, ich wohne 
mit meiner Familie in Evers-
winkel-Alverskirchen und 
bin Ihre Grüne Direktkan-
didatin für den Kreis Waren-
dorf.

Meine politischen Schwer-
punkte zur Bundestagswahl 
lauten „mehr Ökologie“ und 
„mehr soziale Gerechtig-
keit“. Beides ist untrennbar 
und nur mit grüner Politik 
verbunden, die ich aus Über-
zeugung vertrete. Das Motto 
„Handeln statt Reden“ ist 
für mich Programm. Denn 
geredet und eben nicht ge-
handelt, das hat die große 
Koalition in den letzten acht 
Jahren ihrer Regierungsver-
antwortung genug.  

Die Pariser Klimaziele 
sind in weite Ferne gerückt, 
der Co2-Ausstoß ist so hoch 
wie im Jahr 2009 und nun 
ächzen wir, wirtschaftlich 

und gesundheitlich, unter 
den Folgen von Dieselgate. 
Die Bundesregierung hält 
an alten Technologien fest 
und läuft Gefahr, heute die 
Arbeitslosigkeit von morgen 
zu produzieren. Denn eines 
ist sicher: Das Silicon Valley, 
China und auch Skandinavi-
en investieren schon jetzt in 
zukunftsfähige Technologi-
en und werden sich auf die 
Pole-Position der Elektromo-
bilität setzen.

Gleiches gilt beim Umwelt-
schutz: Massentierhaltung, 
Monokulturen und unge-
hemmter Pestizideinsatz 
belasten Böden, Gewässer 
und unsere Gesundheit. Der 
Rückgang der Artenvielfalt 
auf vielen Ebenen ist erschre-
ckend. Auch hier sind andere 
Länder Vorreiter. Frankreich 
hat gefährliche Neonicoti-
noide schon verboten.

In den letzten 12 Jahren ist 
die Schere zwischen arm und 
reich immer größer gewor-
den. Die Bundesregierung 
will diese Situation weiter 

verschärfen. So ist z.B. jetzt 
schon geplant, Mittel für 
Langzeitarbeitslose zu kür-
zen. Gleichwohl wird Voll-

beschäftigung angestrebt. 
Viele Menschen werden in 
schlecht bezahlte Leihar-
beit gedrängt, oder werden 

mehrfach prekäre Beschäfti-
gungen annehmen müssen. 
CDU - Generalsekretär Peter 
Tauber spricht aus, was mög-
licherweise Leitbild seiner 
Partei ist: “Wenn sie etwas 
Anständiges gelernt hätten, 
dann bräuchten sie keine 
drei Minijobs.“ Zitat Ende. 
Viele Menschen wenden sich 
enttäuscht von so einem un-
würdigen Politikstil ab und 
wenden sich Populisten zu.

Liebe Telgterinnen und 
Telgter, wir Grüne haben da 
ganz andere Ansprüche für 
unser Land. Wir möchten 
eine sozial-, bildungs- und 
beschäftigungspolitische Of-
fensive. Lassen Sie sich mit-
nehmen in eine intakte Na-
tur und in Städte, in denen 
wir und unsere Kinder noch 
saubere Luft zum Atmen ha-
ben.
Sie haben die Wahl: 

am 24.09.2017 

Ihre Direktkandidatin 
Marion Schniggendiller 
Bündnis90/Die Grünen

MARION SCHNIGGENDILLER

Bundestagskandidatin für den Kreis Warendorf
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MEHR ÖKOLOGIE 
MEHR SOZIALE 

GERECHTIGKEIT

Die Schule fängt wieder an.
Für viele, Eltern und Kin-
der, ein durchaus schönes 
Ereignis. Ein strukturier-
ter Alltag kehrt wieder, das 
Kind trifft seine Freunde, 
erhält viele neue Anregun-
gen, lernt spannende Dinge 
hinzu...

Nur nicht für alle sieht der 
Blick auf die Schulzeit so 
aus. In manchen Familien 
beginnen wieder die Dra-
men, Streit um die Hausauf-
gaben, Kinder, die nur noch 
mit Bauchschmerzen in die 

Schule gehen, Kinder, die un-
glücklich sind und wirken, 
Eltern die zerrissen sind vor 
Sorge um das Wohlergehen 
des Kindes und seine Zu-
kunftsperspektiven.

Und dann?
Es ist leichter mit hohem 

Schulabschluss und guten 
Noten, ja! Aber wenn es doch 
nun mal nicht so ist? Es ist 
auch möglich an Schwie-
rigkeiten zu wachsen und 
krumme statt gerade Wege 
zu gehen. Schauen Sie sich 
mal um und fragen nach: 

Haben alle Menschen, die 
für Sie erfolgreich sind, ei-
nen geraden Lebensweg ohne 
Schwierigkeiten? Vermutlich 
manche ja, manche nein. 
Nichts davon ist besser oder 
schlechter, nur anders.

Wie aber kann der Weg 
gelingen? Unter erschwerten 
Bedingungen, wie vielleicht 
einer LRS (Legasthenie), 
Dyskalkulie oder anderen 
Problemen?

Hier taucht der Begriff der 
Resilienz auf. Er beschreibt 
die Fähigkeit eines Men-
schen, an Belastungen nicht 
zu zerbrechen, wie ein star-
res Material, sondern elas-
tisch zu sein. Zwar durch 

Belastungen eingedrückt 
und bedrückt zu sein, dann 
aber in der Lage, auch wieder 
die eigene Form zu gestalten, 
einen veränderte Form rund 
um die Belastung einzuneh-
men.

Wie aber kann das gelin-
gen?

Es braucht Akzeptanz, Ge-
lassenheit und Optimismus, 
das sind die Säulen der Resi-
lienz. Dann kann es gelingen, 
Verantwortung zu überneh-
men, Beziehungen, Umwelt, 
die Zukunft zu gestalten, 
wirksam zu sein, Lösungen 
zu finden, selbstbestimmt zu 
handeln.

Ihr Kind ist nicht gut in der 

Schule, na und?
Fragen Sie Ihr Kind, fragen 

Sie nach. Was will es selber 
denn? In der Schule, im Le-
ben? Wie sieht es selbst seine 
Lage? Möchte es Unterstüt-
zung? Wenn ja, welche? Wo-
bei?

Sie, der Erwachsene kön-
nen Impulse setzen, Anre-
gungen geben und vor allem 
ein Vorbild sein, beantwor-
ten muss ihr Kind diese Fra-
gen, denn ihr Kind muss sie 
auch umsetzen, die Ziele, die 
es sich setzt.

Sie, der Erwachsene, sind 
dafür da, bei der Umsetzung 
zu helfen, ihr Wissen und 
ihre Erfahrung dem Kind 
nutzbar zu machen.

Und bleiben Sie gelassen: 
Schule ist nur Schule, das 
Leben ist weitaus mehr. Und 
Ihr Kind ist, wie jedes Kind, 
genau so richtig, so wie es ist:

Ich wünsche Ihrem Kind 
und Ihnen ein möglichst ent-
spanntes Schuljahr! 

Agneta Thanisch
Lerntherapeutin in Westbe-
vern-Vadrup

Beratung � Planung � Fertigung � Montage
   Exklusiver Innenausbau
   Einbaumöbel
   Fenster und Türen
   Massivholzmöbel

   Küchen- und Badmöbel
   Schiebetürsysteme
   Restaurierung
   Sonderanfertigungen

Berdel 30
�
 48291 Telgte 

 0 25 04/71 42 
�
 Fax 0 25 04/7 27 89

Innenausbau

Bau- und 

Möbeltischlerei

Andreas Fiege

�

Möbel für
Anspruchsvolle

Solar       Konzept

• photovoltaik

• thermische
 Solaranlagen

• pelletheizungen

• prüfung von 
 Solaranlagen

• V e r k a u f  •  B e r a t u n g  •  P l a n u n g  •  M o n t a g e  •

W. Schneider-reif

Kleikamp 2

48351 everswinkel

Tel.:  (02582) 902216
Fax: (02582) 902165
solar-konzept@t-online.de
www.solar-konzept.net

Akzeptanz, Gelassenheit und Optimismus
Ein Wort zum Schulanfang
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Mit Vollgas durch die Fußgängerzone
Nicht erst seit der großen 
Orkottenbaustelle nimmt 
der Durchgangsverkehr 
durch die Telgter Innenstadt 
drastisch zu. Nicht nur in 
Voßhof und Grabenstraße 
führt dies zu vermehrten 
und berechtigten Beschwer-
den der AnwohnerInnen, 
sondern auch die Anwohne-
rInnen der Ems- und Stein-
straße beklagen zunehmen-
den Verkehr. 

Das Brisante hieran ist, 
dass es sich bei Ems- und 
Steinstraße um Fußgänger-
zonen handelt, die lediglich 
von Fahrrädern und Taxis 
durchquert werden dürfen. 

Der Lieferverkehr ist von 18 
bis 10 Uhr freigegeben. Doch 
diese Regelung übersehen 
zunehmend mehr Autofah-
rer. Während der Nacht-
stunden dürfte der ein oder 
die andere AutofahrerIn hier 
auch schonmal die 30 km/h 
Grenze überschreiten. Tags-
über kommt es mitunter zu 
brenzligen Situationen, wenn 
AutofahrerInnen glauben, 
Kinder oder Senioren von 
der Straße hupen zu müssen. 
In einer Fußgängerzone!

Eine Lösung für dieses Pro-
blem ist leider zeitnah nicht 
absehbar. GRÜNE Anträge, 
versenkbare Poller in der 

Fußgängerzone zu errichten 
wurden nicht angenommen. 
Für die Überwachung des 
fließenden Verkehrs ist die 
Kreispolizeibehörde zustän-
dig, die aber so gut wie nie 
vor Ort ist. Eine wirkliche 
Lösung dürften tatsächlich 
nur versenkbare Poller dar-
stellen, die von Lieferverkehr 
und Taxis versenkt werden 
können und Rettungsdiens-
te am Martinshorn automa-
tisch erkennen. Wie auch 
immer eine Lösung aussehen 
wird, ein so weiter wie bis-
her kann es nicht geben! Wir 
bleiben auf jeden Fall am Ball. 
                                             m.h.

Vierzügig in die Zukunft 
Sekundarschule wird der Realität angepasst 

Im Februar ging die Bombe 
hoch - an der Sekundarschu-
le haben sich zu viele Kinder 
für die drei Eingangsklassen 
angemeldet. Insgesamt 87 
Schülerinnen und Schüler 
wollen nach den Sommerfe-
rien die Sekundarschule be-
suchen - acht Kinder zu viel 
für die drei Klassen. 

Das besonders Drama-
tische dabei: Da Telgte seit 
Bestehen der Sekundarschule 
auch Kinder aus Handorf be-
schult und auch hier die Ge-
schwisterkindregelung greift, 
hätten acht Telgter Mädchen 
und Jungen abgewiesen wer-
den müssen.

Nach Wochen des Zitterns 

kam dann ein positives Signal 
von der Bezirksregierung: Für 
das Schuljahr 2017/18 wurde 
es der Telgter Sekundarschu-
le gestattet, eine vierte Ein-
gangsklasse als Überhang-
klasse zu bilden. Somit musste 
keines der angemeldeten Kin-
der abgewiesen werden.

Auf die Dauer aber keine 
zufriedenstellende Lösung: 
Gerade um den Telgter und 
Handorfer Eltern Planungs-
sicherheit zu geben, ist es 
notwendig, dass die Sekun-
darschule dauerhaft vierzügig 
wird. Somit hat der Schulaus-
schuss und anschließend der 
Rat vor den Sommerferien 
einstimmig die „Ermäch-

tigung zur Einleitung des 
Antragsverfahrens für die 
Erhöhung der Zügigkeit der 
Sekundarschule“ beschlossen. 
Soll heißen, dass auf Grund-
lage dieser Ermächtigung die 
Bezirksregierung Münster 
die Sekundarschule Telgte auf 
vier Klassen pro Jahrgang er-
weitern darf. 

Auch für die Schule ist 
das eine sehr erfreuliche 
Nachricht, denn eine regu-
läre Vierzügigkeit bedeutet 
auch eine bessere personelle 
Ausstattung im Vergleich zu 
einer nachträglich eingerich-
teten Überhangklasse.

b.sp.

Bürgerstuben sind „Mittendrin“

Nicht nur mit einem neuen 
Namen, auch konzeptionell 
neu aufgestellt will die mit-

tendrin-telgte GmbH im Sep-
tember die bisherigen Bür-
gerstuben wieder eröffnen. 

Mit den Umbauarbeiten 
zielen Nicholas Jünemann, 
Manuel Wolf und Mario 

Carretero auf ein offenes, 
helles Ambiente, die saisonal 
wechselnde Speisekarte soll 
Akzente mit Fischgerichten 
und im vegetarischen Be-
reich setzen, wo möglich un-
ter Verwendung regionaler 
Produkte. Zusätzlich soll ein 
Cateringservice aufgebaut 
werden.

Als Konkurrenz zu an-
deren gastronomischen 
Betrieben sieht Wolf sich 
nicht, „eher als Ergänzung 
des Angebotes in Telgte. 
Wenn die Leute erst mal im 
Zug nach Münster sitzen, 
hat hier keiner mehr was 
davon“. Entsprechend sind 
verstärkt Events vorgesehen, 

Livemusik, DJ́ s, auch Parties 
im Bürgerhaus. „Das sind 
erstmal die Ideen“, so Niclas 
Jünnemann, „aber natürlich 
müssen wir auch ausprobie-
ren, was angenommen wird.“

Das „Mittendrin“ soll täg-
lich ab 16.30 geöffnet wer-
den, der Ruhetag bleibt auf 
dem Dienstag.

„Ach ja“, so Wolf zu 
Schluss des Gespräches, „die 
Kegelbahn ist renoviert und 
es sind noch Termine frei. 
Das könnt Ihr ruhig schrei-
ben. Und auch, dass wir noch 
Aushilfen suchen.“

Der Pachtvertrag läuft zu-
nächst über fünf Jahre, wir 
sind gespannt.

Text und Bild: g.k.

NEUE TERMINE AUF  WWW.TANGO-TELGTE.DE

Kontaktadressen

Ortsverband:
Marian Husmann
Tel: 9 33 51 36

Ratsfraktion:
Sabine Grohnert
Tel. 7 70 96
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Als Einstein das 1949 sagte, 
war die Welt zumindest in 
dieser Hinsicht noch in Ord-
nung. Inzwischen ist sie das 
aber nicht mehr.

Das rätselhafte Bienens-
terben ist bereits seit einigen 
Jahren Thema in den Medien .

Und verantwortlich ge-
macht wird dafür haupt-
sächlich die Infektion von 
Bienenvölkern mit Varroa-
milben.

 Relativ neu ist allerdings 
die Information, dass ins-
gesamt die (Bio)masse der 
Insekten erheblich abge-
nommen hat. Langzeitun-
tersuchungen ergeben, bei 
regionalen Unterachieden, 
einen Rückgang bis 80 Pro-
zent innerhalb der letzten 
30 Jahre in vielen Regionen 
in Deutschland, so auch in 
Nordrhein-Westfalen, und 
das ist ein überdeutliches 
Alarmsignal. 

Das Problem ist dabei na-
türlich nicht der Honig, auf 
den wir, wenn auch nicht 
gerne, notfalls verzichten 

können. Schwieriger wird es 
aber schon in der Landwirt-
schaft: Während Grundnah-
rungsmittel wie Kartoffeln, 
Getreide, auch Mais selbst- 
oder Windbestäubend sind, 
brauchen Sonderkulturen, 
Erdbeeren, Spargel, Obst-

plantagen und Gemüsesorten 
Insekten, am besten Bienen, 
weil die am fleißigsten sind. 

Das wirkliche Problem 
aber entsteht in der freien 
Natur mit ihrem undurch-
schaubaren und größtenteils 
auch unerforschten Geflecht 

aus Symbiosen, wechselsei-
tigen Abhängigkeiten und 
Nahrungsketten. Insekten 
bringen eine begrenzte Be-
stäubungsleistung. 

Wenn ihre Menge zu ge-
ring wird, können Arten 
verschwinden, Lebensräume 

und ganze Systeme zusam-
menbrechen. Die Zusam-
menhänge sind so wenig 
erforscht, dass die Wissen-
schaft die Auswirkungen 
nicht abschätzen kann.

BAYER sieht die Ursa-
chen in harten Wintern, bei 

der Varroa-Milbe, vereinzelt 
auch in dem unsachgemäßen 
Einsatz von Pestiziden. Das 
Landwirtschaftsministerium 
erkennt zwar die Schwere 
des Problems, bezieht es aber 
auch nur auf die Landwirt-
schaft und liegt in der Ana-
lyse nicht weit von BAYER 
entfernt.

Die restliche Fachwelt ver-
weist auf das Zusammenspiel 
von Flächenverbrauch, Pes-
tiziden, Insektiziden, Über-
düngung und Monokultu-
ren.  

Zum Glück (für die Agra-
rindustrie) kann gerade das 
Zusammenspiel nicht bewie-
sen werden und für die Zu-
lassung von Insektiziden ge-
nügt es, wenn 50 Prozent der 
Bienen den Kontakt überle-
ben. Unglaublich! Dabei wird 
der Zusammenhang zwi-
schen intensiver Landwirt-
schaft und dem Rückgang 
von Insekten schon durch 
die räumlichen Übereinstim-
mungen klar. 

Eine besondere Rolle spie-

len dabei die Neonikotinoi-
de, mit denen das Saatgut be-
handelt wird. Zwar wird das 
Gift dadurch nicht mehr auf 
die Pflanzen gespritzt, dafür 
befördert die Pflanze es aber 
permanent in ihre Blüten, so 
dass Bestäuber dauerhaft ge-
ringen Dosen ausgesetzt sind. 
Das schädigt das Immun-
system von Bienen und hat 
mit hoher Wahrscheinlich-
keit auch negativen Einfluss 
auf die Orientierungs- und 
Kommunikationsfähigkeit.

Leider ist es eher unwahr-
scheinlich, dass das Pro-
blem im Streit zwischen 
Interessensverbänden recht-
zeitig gelöst wird. Chemi-
eunternehmen werden sich 
ohne Rücksicht auf Verluste 
durchklagen und die Land-
wirtschaft wird so lange an 
dem Ast sägen, auf dem sie 
sitzt, bis er ab ist. Es bedarf 
entschlossenem und verant-
wortungsbewusstem staatli-
chem Handeln. Schnell!

g.k.

Der Biss in den Apfel
Stürme, Starkregenereignis-
se, Hitzewellen und lange 
Trockenphasen. Längst ist 
in unserem Alltag angekom-
men, was Klimaforscher*in-
nen seit Jahrzehnten als 
Folgen des Klimawandels 
voraussagen und beschrei-
ben.

Am 18. Juli 2017 warnte das 
Ifo-Institut davor, Fahrzeu-
gen mit Verbrennungsmo-
tor ab 2030 keine Zulassung 
mehr zu geben. Hauptargu-
ment für diese Warnung ist 
die Abschätzung, dass durch 

ein Ende des Verbrennungs-
motors 600.000 Arbeitsplät-
ze gefährdet werden. Was ist 
das für eine Argumentation? 

Offensichtlich verlangt das 
Institut von uns, 600.000 Ar-
beitsplätze gegen einen funk-
tionierenden und lebenswer-
ten Lebensraum abzuwägen 
und uns dabei für die Ar-
beitsplätze zu entscheiden. 
Die Argumentation lässt sich 
auf nahezu alle Bereiche der 
industrialisierten Wirtschaft 
übertragen, die uns genau an 
den Punkt gebracht hat, an 

dem wir jetzt sind. 
Wenn die Abschätzungen 

der Wissenschaftler*innen 
auch nur annähernd eintref-
fen – und sie sind im Prinzip 
bisher komplett eingetrof-
fen - , dann werden wir hier 
in vierzig Jahren unter Um-
ständen leben, die mit den 
heutigen nichts mehr zu tun 
haben. Extremwetterlagen 
werden nicht mehr drei oder 
viermal im Jahr sondern 
wöchentlich auftreten. Alle 
werden immer in der Be-
reitschaft leben müssen, sich 
selbst und ihre Lieben jeder-
zeit schnellstens in Sicherheit 
bringen zu können. 

Die Natur wird nicht mehr 
als Lebensgrundlage und als 
Spenderin von Lebensquali-
tät wahrgenommen, sondern 
als größte Gefahr. Wie funk-
tioniert dann unsere Ge-
sellschaft? Wie funktioniert 
Landwirtschaft??

Manch Eine/r wird jetzt 
sagen: „So schwarz wollen 

wir aber nicht sehen“. Ande-
re werden darauf verweisen, 
dass es schon immer Klima-
schwankungen gegeben hat 
und dass ein Zusammen-
hang mit Klimagasen nicht 
vollständig bewiesen ist. 
Welch eine Verantwortungs-
losigkeit! Wie kommt die zu-
stande?

Zum Teil sicherlich aus 
Dummheit. Einige Men-
schen sind nicht in der Lage, 
komplexe Zusammenhänge 

zu erfassen und die logischen 
Konsequenzen auf ihr Leben 
anzuwenden. Die Dummen 
sind freigesprochen! 

Die nächste Gruppe ist 
die absolut größte und in-
teressanteste. Für sie ist 
dieser Artikel. Diese Men-
schen ahnen zumindest, in 
welches Desaster sie ihre 
Kinder und vor allem deren 
Kinder schicken. Sie wis-
sen auch, dass sie eigentlich 

„Wenn die Bienen verschwinden, hat 
der Mensch noch vier Jahre zu leben.“

Albert Einstein

Bild: t.s.
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am 24. September wird ge-
wählt. Das weiß im Grunde 
(fast) jeder. Die Wählerinnen 
und Wähler haben die Mög-
lichkeit, die Zusammenset-
zung des neuen Bundestages 
und damit auch der neuen 
Bundesregierung bis 2021 zu 
bestimmen.

Aber wer geht schon wäh-
len? Ende der 70er-Jahre 
lag die Wahlbeteiligung bei 
Bundestagswahlen noch über 
90 Prozent! In den letzten 
Wahlen auf Bundesebene 
pendelte sie gerade noch um 
die 70 Prozent. Dabei ist die 
demokratische Wahl der rd. 
600 Bundestagsabgeordne-
ten – wie auch die Wahl der 
Landtage oder der Räte auf 
Gemeindeebene – der Dreh- 
und Angelpunkt unserer De-
mokratie. 

„Es ändert sich ja doch 
nichts, da ist es egal, ob ich 
zur Wahl gehe“, mögen man-

che vielleicht sagen. Falsch! 
Unsere Demokratie lebt mit 
und von den Menschen, die 
sich für die politischen Ab-
läufe und Entscheidungen 
interessieren, die sich selbst 
eine Meinung bilden, die sich 
selbst zur Wahl stellen und 
ein Mandat übernehmen, die 
als Wahlhelfer/innen dazu 
beitragen, dass die Wah-
len überhaupt durchgeführt 
werden können, und die als 
Wähler/innen ihre Stimme 
einer Partei oder einem/einer 
Kandidat/in geben, um sie für 
ihre parlamentarische Arbeit 
zu legitimieren.

Natürlich läuft nicht immer 
alles rund in Staat und Stadt. 
Und natürlich sollen Sie den 
gewählten Volksvertreter/
innen auch nach der Wahl 
auf die Finger schauen. Aber 
das Funktionieren einer De-
mokratie ist eben auch nicht 
selbstverständlich. Wer die 
politische Situation in der 

Welt aufmerksam beobachtet, 
der mag erahnen, dass demo-
kratische Wahlen, Meinungs- 
und Pressefreiheit, eine unab-
hängige Justiz und der Schutz 
vor staatlicher Willkür vieler-
orts in Gefahr sind.

Demokratie muss immer 
wieder neu „erkämpft“, „er-
stritten“ und „verteidigt“ wer-
den – und das funktioniert 
am besten, indem wir sie 
leben. Das heißt dann wohl 
ganz klar: Machen Sie sich ein 
dickes Kreuz in den Kalender 
für den 24. September! Gehen 
Sie wählen und motivieren 
Sie andere, das auch zu tun. 
Unterstützen Sie die demo-
kratische Wahl vielleicht auch 
als Wahlhelfer/in. Zeigen wir 
ganz deutlich, welchen Stel-
lenwert unsere freiheitliche 
und rechtsstaatliche Demo-
kratie für uns hat!

Ihr
wolfgang pieper

Liebe Telgterinnen und Telgter,

Die Gaststätte mit großem
Biergarten direkt
am Emsauenweg!

Kaminzimmer
bis 30 Personen

Di.-Fr. 17.00-1.00 Uhr
Sonn- + feiertags

ab 11.00 Uhr
Frühschoppen

Montag Ruhetag

Inh. Fam. Brandes
Emsstraße 25 – Tel. 0 2504/6600

oder 0171/6 923490

nach Konsequenzen für ihr 
eigenes Leben und Handeln 
suchen müssten, tun es aber 
nicht. Sie wollen einfach ihr 
vertrautes Leben so weiter 
führen, wie sie es gewohnt 
sind und die gleichen Ziele 
verfolgen, in denen sie erfolg-
reich sind. Diese Menschen 
machen sich schuldig! Sie 
wissen sehr wohl, handeln 
aber nicht. Und sie tun nie-
mandem einen Gefallen, sich 
selbst nicht und schon gar 
nicht ihren Kindern, denn 
die Fakten liegen auf dem 
Tisch und Wissenschaft und 
Politik wissen auch ziemlich 
genau, was passieren muss. 
Und die Konsequenzen sind 

enorm! Die Wirtschaft muss 
mindestens klimaneutral 
gestaltet werden und dazu 
muss vor allem die Wachs-
tumspolitik beendet werden. 

Wirtschaft ohne Wachstum 
ist aber ohne Weiteres kaum 
vorstellbar, weil Automa-
tisierung ein wesentlicher 
Bestandteil der Wirtschaft 
selbst ist. Und fraglich ist 
auch, ob Nullwachstum in-
nerhalb unseres Geldsystems 
möglich ist, weil das Geld-
system ohne permanente 
Ausweitung der Geldmenge 
nicht funktioniert und die-
se Ausweitung abhängig ist 
vom Wirtschaftswachstum. 

Gerade aber die Komplexi-
tät dieser Fragen spricht da-
für, sich sofort auf den Weg 
zu machen, denn auf den 
Weg machen werden wir uns 
sowieso. Die Frage ist nur, 
wie weit wir das Kind bis 
dahin in den Brunnen fallen 
lassen und wie hektisch der 
Umbau in Angriff genom-
men werden muss.

Es gibt noch eine dritte 
Gruppe. Sie füllt die Vor-
standsetagen der Unterneh-
men, die Führungskreise in 
der Politik und die Lobbys 
der Parlamente. Diese Leute 
führen unsere Gesellschaft, 
haben alle Informationen 
und nehmen die Katastrophe 
billigend in Kauf, aus Eigen-
nutz und Habgier. Vermut-
lich in der Hoffnung, sich 

den Folgen vermittels ihrer 
Vermögen entziehen zu kön-
nen. Diese Leute werden hof-
fentlich vor Gericht gestellt, 
wenn das ganze Ausmaß als 
Konsequenz ihres Handelns 
deutlich wird.

Und dem Ifo-Institut sind 
wir noch eine Antwort schul-
dig: Liebes Ifo-Institut, wenn 
wir nicht in allernächster Zu-
kunft ganz krasse Maßnah-
men ergreifen, befinde sich 
die Menschen, die in 30 und 
40 Jahren hier leben, in einer 
Situation, in der sie liebend 
gerne unser Klima im Tausch 
gegen sechs Millionen Ar-
beitsplätze wieder herbeizau-
bern würden. Leider wird es 
dann aber zu spät sein!

g.k.

Textbeiträge:
Bernhard Drestomark, Chris-
toph Grünewald, Marian Hus-
mann, Gerd Klünder, Katja 
Müller, Peter Spieker, Britta 
Sporket, Udo Woltering
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1. Wir erhalten unsere 
Natur
Der Mensch ist auf sauberes 
Wasser, gesunde Böden und 
gute Luft angewiesen. Da-
rum stellen wir den Erhalt 
unserer Lebensgrundlage in 
das Zentrum unserer Politik. 
Wir schützen unsere Gewäs-
ser vor Gift und Plastik, nut-
zen Abfall als Rohstoff und 
schützen die Artenvielfalt.

2. Wir sorgen für ge-
sunde Lebensmittel 
und beenden Tierleid
Unser Ziel ist eine Land-
wirtschaft, die ohne Gift 
und Tierquälerei unsere Ver-
sorgung mit gesunden und 
bezahlbaren Lebensmitteln 
sichert und dabei unseren 
Landwirten ein gutes Aus-
kommen verschafft. Wir wol-
len in den nächsten 20 Jahren 
raus aus der industriellen 
Massentierhaltung. Und wir 
wollen Artenkiller wie Gly-
phosat verbieten.

3. Wir retten das Klima
Die vom Menschen verur-
sachte Klimakrise wird zur 
Klimakatastrophe, wenn wir 
den Ausstoß von Treibhaus-
gasen nicht drastisch redu-
zieren. Deshalb wollen wir 
den Kohleausstieg in Ein-
klang zu unserem Ziel „100 
Prozent Erneuerbare Energi-
en“ im Strombereich bis 2030 
gestalten. Die 20 dreckigsten 
Kohlekraftwerke wollen wir 
unverzüglich vom Netz neh-
men, zusätzliche Mittel für 
energetische Gebäudesanie-
rung bereitstellen, Energieef-
fizienz und Elektromobilität 
fördern und die Landwirt-

schaft umwelt- und klimaver-
träglich machen. Mit einem 
Klimaschutzgesetz beenden 
wir die Unverbindlichkeit in 
der Klimapolitik und geben 
Impulse für Investitionen in 
Klimaschutz.

4. Wir begrünen unsere 
Wirtschaft für Umwelt- 
schutz, Lebensqualität 
und neue Arbeitsplätze

Mit einer grünen Wirtschaft 
schützen wir nicht nur die 
Umwelt, sondern schaffen 
auch die Grundlagen für 
den Wohlstand von mor-
gen. Wir leiten deshalb den 
sozial-ökologischen Wandel 
ein und treten für die öko-
logische Modernisierung der 
Industriegesellschaft ein, in-
dem wir umweltschädliche 
Subventionen abbauen und 
in Klimaschutz investieren.

5. Wir steigen um - 
komplett auf grüne 
Energien

Energie ist der Treibstoff 
unseres Lebens. Kohle und 
Atom haben heute ausge-
dient. Wir haben einen Plan 
für die Energiewelt der Zu-
kunft. Es ist möglich, die 
Energieversorgung der Men-
schen komplett mit Sonne, 
Wind, Wasser, nachhaltig er-
zeugter Bioenergie und Erd-
wärme zu decken. Wir wollen 
vollständig auf Erneuerbare 
umsteigen, Energieeffizienz, 
energetische Sanierungen 
und Energiesparen fördern 
und Atomkraft endgültig ab-
schalten.

6. Wir sorgen für sau-
bere, bezahlbare und 
bequeme Mobilität
Wir wollen es für jeden ein-
fach machen, sein Ziel so um-
weltfreundlich und nachhal-
tig wie möglich zu erreichen. 
Verkehr 2017 heißt für uns: 
Immer mehr Menschen stei-
gen um auf Bus, Bahn und 
Fahrrad – vor allem in den 
Städten. Deshalb wollen wir 
einen Mobilpass einführen, 
mit dem sämtliche Angebote 
des öffentlichen Verkehrs wie 

auch Car- und Bikesharing 
aus einer Hand gebucht und 
bezahlt werden können. Wir 
schaffen mehr Radwege und 
wollen ab 2030 nur noch ab-
gasfreie Neuwagen zulassen. 
Denn wer auf das Auto ange-
wiesen ist, muss in Zukunft 
sauber und umweltfreund-
lich fahren können.

7. Wir kämpfen um Eu-
ropas Zusammenhalt
Die europäische Einigung 
ist eine große historische 
Errungenschaft und Projekt 
des Friedens. Sie bedeutet: 
Zusammenarbeit statt Na-
tionalismus. Wir sind die 
politische Kraft, die Europa 
gegen den Rechtsnationalis-
mus verteidigt und den Weg 
der europäischen Integration 
weiter geht. Deshalb wollen 
wir Europa mit einem Green 
New Deal für mehr Jobs 
und besseren Umweltschutz 
voranbringen. Wir wollen 
das EU-Parlament stärken, 
Lobbymacht offenlegen und 
mit einem Zukunftspakt 
zwischen der EU und Afri-
ka dort neue Perspektiven 
eröffnen und Fluchtursachen 
effektiv bekämpfen.

8. Wir stehen ein für 
Frieden, globale Ge-
rechtigkeit und Men-
schenrechte
Wir leben 2017 in einer Zeit 
dramatischer Umbrüche in 
der Weltpolitik. Kriege und 
Konflikte haben sich in den 
vergangenen Jahren weiter 
verschärft. In einer solchen 
Lage sind Besonnenheit, eine 
multilaterale Ausrichtung, 
die Stärkung des Völker-
rechts sowie zivile Ansätze 

dringender denn je. Wir wol-
len Rüstungsexporte in Kri-
senregionen und an Staaten 
mit einer hoch problemati-
schen Menschenrechtslage 
mit einem Rüstungsexport-
gesetz stoppen. Wir werden 
das Ziel, 0,7 Prozent unseres 
Bruttoinlandsproduktes für 
Entwicklung bereitzustellen, 
endlich umsetzen. Eine Er-
höhung der Militärausgaben 
auf zwei Prozent des Brutto-
inlandsprodukts lehnen wir 
ab.

9. Wir machen den 
Welthandel fair
Wir wollen Globalisierung 
durch die Stärkung globa-
ler Institutionen gerechter 
gestalten. Dazu braucht es 
einen Neustart für faire Han-
delsabkommen, die trans-
parent verhandelt und an 
sozialen, ökologischen und 
menschenrechtlichen Krite-
rien ausgerichtet sind. Wir 
lehnen TTIP, CETA und 
TiSA in ihrer jetzigen Form 
ab. Entwicklungsländern 
wollen wir den Raum lassen, 
durch Zölle und Quoten ihre 
Märkte zu schützen und ihre 
heimische Wirtschaft aufzu-
bauen. Unternehmen müssen 
ihre Lieferketten gesetzlich 
verbindlich offenlegen, da-
mit Menschenrechtsverlet-
zungen sanktioniert werden 
können.

10. Wir schützen Ge-
flüchtete und bekämp-
fen Fluchtursachen
Weltweit sind über 60 Millio-
nen Menschen auf der Suche 
nach Schutz für sich und ihre 
Familie. Menschen fliehen 
vor Krieg, politischer Ver-
treibung und Gewalt, immer 
häufiger auch vor den Folgen 
der Klimakrise und Umwelt-
zerstörung. Wir müssen si-
chere und legale Fluchtwege 
schaffen, damit das Sterben 
auf der Flucht ein Ende hat 
und dafür sorgen, dass Asyl-
verfahren schnell und fair 
durchgeführt werden. Wir 
wollen anerkannten Flücht-
lingen und Schutzberechtig-
ten unbürokratisch den Fa-
miliennachzug ermöglichen. 
Denn nur wer seine Familie 
in Sicherheit und in seiner 
Nähe weiß, kann sich auf die 
neue Heimat mit aller Kraft 

einlassen. Kommunen wol-
len wir finanziell unterstüt-
zen, um so die Integration 
der Geflüchteten zu fördern.

11. Wir gestalten unser 
Einwanderungsland

Schon immer hat Ein- und 
Auswanderung Deutschland 
geprägt und verändert, vor 
Herausforderungen gestellt 
und uns als Gesellschaft wei-
ter gebracht. Wir wollen Ein-
wanderung vernünftig regeln 
und Integration fördern, um 
das friedliche Zusammen-
leben von Menschen mit 
unterschiedlicher Herkunft 
und Religion zu sichern. 
Deshalb werden wir ein Ein-
wanderungsgesetz vorlegen 
und ein modernes Staats-
bürgerschaftsrecht nach dem 
Geburtsortprinzip („hier 
geboren, hier zuhause“) ein-
führen.

12. Wir streiten für 
Akzeptanz und Res-
pekt, für Vielfalt und 
Selbstbestimmung

Deutschland ist heute ein 
weitgehend offenes und to-
lerantes Land. Menschen 
können selbst bestimmen, 
wie sie leben wollen. Wir 
kämpfen für Vielfalt, Of-
fenheit und friedliches Zu-
sammenleben und werden 
die Freiheiten weiter aus-
bauen, Diskriminierung 
abbauen und die Gleichstel-
lung in unserem Land vor-
antreiben. Wir freuen uns, 
dass der Bundestag nach 
unserem langjährigen Ein-
satz endlich die Ehe für alle  
geöffnet hat, damit auch 
gleichgeschlechtliche Paare 
heiraten können. Menschen 
mit Behinderungen wollen 
wir ein selbstbestimmtes 
Leben ermöglichen. Mit ei-
nem Cannabiskontrollgesetz 
schaffen wir klare Regeln 

24 Ziele aus dem Wahlprogramm 
Das haben wir vor:
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und entkriminalisieren den 
Eigengebrauch und privaten 
Anbau von Cannabis. Der 
Verkauf von Cannabis soll 
unter strenger Wahrung des 
Jugendschutzes erfolgen.

13. Wir stehen ein für 
Selbstbestimmung und 
Gleichberechtigung
Wir wollen über ein echtes 
Entgeltgleichheitsgesetz er-
reichen, dass Frauen endlich 
genauso viel verdienen wie 
Männer. Mädchen und Jun-
gen wollen wir die gleichen 
Chancen eröffnen. Wir wol-
len, dass niemand Frauen 
vorschreibt, wie sie zu leben 
haben. Dazu gehört, dass wir 
konsequent gegen Gewalt an 
Frauen vorgehen, unter an-
derem über die Finanzierung 
von Frauenhäusern und Be-
ratungsstellen. Für eine gute 
Geburtshilfe wollen wir Heb-
ammen besser fördern.

14. Wir sichern Freiheit
Deutschland ist ein sicheres 
Land, und es soll sicher blei-
ben. Wir wollen einen star-
ken Rechtsstaat, der vor Kri-
minalität und Terror schützt 
und den Bürgerrechten ver-
pflichtet ist. Wir wollen eine 
stärkere Präsenz von Polizei 
dort wo sie gebraucht wird, 
gründliche Ermittlungs-
arbeit, konsequente Straf-
verfolgung und zügige Ver-
urteilung von überführten 
Straftätern. Deshalb wollen 
wir die Polizei und auch die 
Justiz stärken. Der Radika-
lisierung von Jugendlichen 
wollen wir vorbeugen und 
rechten und rechtspopulis-
tischen Kräften in unserer 
Gesellschaft den Kampf an-
sagen.

15. Wir stärken die De-
mokratie und den frei-
heitlichen Rechtsstaat
Demokratie braucht Bürge-
rinnen und Bürger, die sich 
einmischen und für ihre 
Rechte und Werte einstehen. 
Sie braucht demokratische 
Institutionen, die für Betei-
ligung offen sind. Sie braucht 
ein starkes Parlament, eine 
unabhängige Justiz und freie 
und unabhängige Medien. 
Wir wollen unsere Demo-
kratie durch mehr Trans-
parenz mit der Einführung 

eines Lobbyregisters stärken, 
Whistleblower gesetzlich 
schützen und das Wahlalter 
auf 16 Jahre absenken.

16. Wir machen Ver-
braucherinnen und 
Verbraucher stark
Wir schützen Verbrauche-
rinnen und Verbraucher vor 
Täuschung, Vertrags-Trick-
sereien und Missbrauch von 
Daten. Wir kämpfen für 
mehr Transparenz, mehr 
gesetzlichen Schutz und fai-
re Klagerechte. Wir wollen 
wissen, was drin ist und for-
dern eine klare und einfache 
Kennzeichnung der Art der 
Tierhaltung auf allen Fleisch-
produkten. Wir wollen Da-
tenschutz ausweiten und die 
Privatsphäre wahren. Alle ha-
ben das Recht zu wissen, wer 
was wann und wo speichert. 

17. Wir machen das  
Internet frei und sicher
Wir wollen den digitalen 
Wandel aktiv gestalten. 
Dazu gehört es, mühsam 
erkämpfte Rechte online 
durchzusetzen. In der digi-
talen Welt müssen wir für 
Freiheit, Gerechtigkeit und 
Demokratie und gegen Hass, 
Hetze und Gewalt genauso 
streiten wie in der analogen. 
Datenschutzbeauftragte und 
Verbraucherschutzverbände 
wollen wir stärken und ein 
neues Klagerecht einführen, 
damit sie wirkungsvoller ge-
gen Datenschutzverstöße von 
Unternehmen vorgehen kön-
nen. Wir wollen schnelles In-
ternet für alle. Dafür werden 
wir die Breitbandversorgung 
überall in Deutschland ver-
bessern und Glasfaserkabel 
ausbauen. Verwaltungen 
wollen wir mit barrierefreien 
E-Government-Dienstleis-
tungen modernisieren.

18. Wir investieren in 
Kindertagesstätten, 
Schulen und Hoch-
schulen

Wir wollen allen Menschen 
in Deutschland eine Chan-
ce auf ein gutes Leben er-
möglichen. Wir können und 
wollen es uns nicht leisten, 
Menschen perspektivlos und 
abgehängt zurückzulassen. 
Wir wollen eine Gesellschaft, 
in der nicht soziale Herkunft, 
ethnische Wurzeln oder kör-
perliche Voraussetzungen 
über die Zukunft von Men-
schen entscheiden, sondern 
deren Wünsche und Potenti-
ale. Dafür werden wir 10.000 
Schulen fit für die Zukunft 
machen und Studienchan-
cen für alle unabhängig vom 
Geldbeutel der Eltern eröff-
nen. Mit mehr Erzieherinnen 

und Erziehern für unsere 
Kleinsten werden wir die Ki-
ta-Qualität sichern.

19. Wir kämpfen für 
bezahlbare Wohnun-
gen und lebenswerte 
Kommunen
Unsere Wohnorte sollen Teil-
habe und Chancen im Alltag 
unabhängig vom eigenen 
Geldbeutel ermöglichen. Ein 
umfangreiches und hochwer-
tiges öffentliches Angebot 
vor Ort ist ein Sprungbrett 
ins gesellschaftliche Leben. 
Damit auch struktur- und 
finanzschwache Kommunen 
diesen Ansprüchen gerecht 
werden können, werden wir 
sie finanziell entlasten. Mit 
einer Million neuen bezahl-
baren Wohnungen und ei-
nem Mietrecht ohne Schlu-
pflöcher schaffen wir guten 
und günstigen Wohnraum.

20. Wir teilen den 
Wohlstand gerechter
Wir wollen alle fair an Wohl-
stand und Lebensqualität 
beteiligen. Niemand sollte 
in Armut leben und Wohl-
habende einen fairen Bei-
trag zum Gemeinwesen leis-

ten. Wir setzen uns für eine 
Schuldenbremse für Banken 
ein und wollen Steuersümp-
fe trocken legen. Superreiche 
nehmen wir in die Verant-
wortung, indem wir verhin-
dern, dass obszöne Mana-
gergehälter auch noch über 
die Betriebsausgaben von der 
Allgemeinheit mitfinanziert 
werden und indem wir über 
eine verfassungsfeste, ergie-
bige und umsetzbare Vermö-
genssteuer für Superreiche 
Investitionen in die Zukunft 
ermöglichen.

21. Wir machen den 
Sozialstaat sicher und 
zukunftsfest
Wir wollen alle Bürgerin-
nen und Bürger gegen die 
großen Risiken des Lebens 
gut absichern – zu fairen 
und gerechten Bedingun-

gen. Dafür werden wir die 
gesetzliche Rente stärken 
und das Rentenniveau stabi-
lisieren. Mit der Einführung 
der Bürgerversicherung im 
Gesundheitssystem schaffen 
wir eine gerechtere und bes-
sere Gesundheitsversorgung 
aller. Unsere PflegeZeit Plus 
fördert die Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf.

22. Wir holen Kinder 
aus der Armut und 
fördern Familien
Familie ist für uns überall 
da, wo Menschen füreinan-
der Verantwortung über-
nehmen. Das wollen wir mit 
einem modernen Familien-
recht anerkennen und schüt-
zen. Familien leisten viel: 
füreinander, aber auch für 
die Gesellschaft insgesamt. 
Doch viele tun das unter oft 
schwierigen Bedingungen – 
alleinerziehend oder mit we-
nig Geld. Dank der Kinder-
Zeit Plus, die es ermöglicht, 
die Arbeitszeit für bestimmte 
Phasen zu reduzieren, sollen 
Eltern künftig mehr für ihre 
Kinder da sein können. Mit 
dem grünen Familien-Bud-
get verhindern wir Kinderar-
mut, stärken Alleinerziehen-

de und entlasten Familien 
um insgesamt 12 Milliarden 
Euro.

23. Wir kämpfen für 
gute Arbeit und besse-
re Vereinbarkeit
Wir wollen gut abgesicherte 
und fair bezahlte Jobs. Dabei 
brauchen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer mehr 
Mitspracherechte über das 
Wieviel, Wann und Wo ihrer 
Erwerbstätigkeit. Wir schla-
gen eine flexible Vollzeit-Ar-

beitszeit vor mit einem Kor-
ridor im Bereich von 30 bis 
40 Stunden. Menschen mit 
Behinderungen wollen wir 
es erleichtern, gute Arbeit 
zu bekommen und mit einer 
Arbeitsversicherung wollen 
wir Weiterbildung ermögli-
chen.

24. Wir gestalten die 
Digitalisierung
Wir wollen neue, gute Jobs 
in neuen Arbeitsfeldern för-
dern. Wir wollen die ökologi-
schen Möglichkeiten nutzen, 
die sich für die Energie- oder 
Verkehrswende durch intel-
ligente Steuerung, Automa-
tisierung oder Vernetzung 
ergeben. Dafür investieren 
wir in die Infrastruktur der 
Zukunft. Wir wollen alle er-
muntern und fördern, die 
den Mut haben, etwas Neues 
zu wagen und führen einen 
Forschungsbonus für Unter-
nehmen ein, der neue Ideen 
freisetzen soll. Ein Kernpro-
jekt ist die steuerliche För-
derung kleiner innovativer 
Unternehmen. Kleine Selb-
ständige, Gründerinnen und 
Gründer, Kulturschaffende 
und Kreative wollen wir bes-
ser absichern. 

ZUKUNFT
WIRD AUS MUT GEMACHT
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Über den religiösen Tellerrand geblickt
Sharim-Ara Malik-Upmann spricht über Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen Islam und Christentum

Wie muslimische Gläubi-
ge leben und feiern, erfuh-
ren circa 30 Telgterinnen 
und Telgter beim Vortrag 
von Frau Shamim-Ara Ma-
lik-Upmann am 6. August 
im Museum Religio. 

Sie stellte ihnen nicht nur 
einige Aussagen des Koran 
als Quelle des Islam vor, son-
dern ging ausführlich auf 
Bräuche und Riten zu festli-
chen Anlässen ein - auch im 
Vergleich zu christlich-jüdi-
scher Überlieferung, die im 
abendländischen Kulturkreis 
geläufig ist: Mit dem Opfer-
fest erinnern muslimische 
Gläubige an Abraham, von 
dem Allah erwartete, dass er 
seinen Sohn Ismael opferte. 

In der Thora, der Weisung 
für das Leben der Juden, er-
hält Abraham den Auftrag, 
seinen Sohn Isaak zu opfern.

Die Islamwissenschaftle-
rin, die als Muslima gebo-
ren wurde und deutsch-pa-
kistanische Wurzeln hat, 
betonte Parallelen zwischen 
sozialen Aktivitäten in mus-
limisch geprägten Ländern 
zu den Hilfsorganisationen 
in Deutschland: „Was Hilfs-
organisationen hier an Geld 
sammeln und z. B. in Afrika 
und Südamerika einsetzen, 
entspricht dem „Islamic Re-
lief“, die das Geld in finanz-
schwache Länder mit musli-
mischem Bevölkerungsanteil 
überweist. Dieses System 
nimmt z. B. Aufgaben wahr, 
die in Europa durch die Sozi-
algesetzgebung geregelt sind 
und finanziert werden. 

Sie schilderte außerdem 
die caritative Bedeutung des 
Schlachtens eines Lammes 
für die Bedürftigen einer 
muslimischen Gemeinde. 
So würden Spenden z. B. am 
Opferfest dazu eingesetzt, 
vor Ort Tiere zu kaufen und 
dann zu opfern. In Palästi-
na / West Bank sind es 360 
€ für ein Paarhufer, in Mali, 
dem Niger und Tschad 65 €. 
Was in Deutschland z. B. in 
vorbildlicher Weise von den 

‚Tafeln‘ organisiert werde, 
die Unterstützung bei der 
täglichen Ernährung, leiste-
ten die islamischen Länder 
durch die Moscheeküchen, 
welche durch Spenden fi-
nanziert und von den grö-
ßeren Moscheen betrieben 
werden. Damit verdeutlichte 
die Referentin eine der fünf 
Säulen des Islam, Almosen 
zu geben, Beispiel dafür, dass 
auch in dieser Religion Glau-
ben nicht nur Privatsache ist, 
sondern sich der Gestaltung 
des gesellschaftlichen Lebens 
verpflichtet fühlt. 

Honig, Datteln und 
Schwarzkümmel sind nach 
der Überlieferung in den 
Hadithe - eine Schriften-
sammlung, die neben dem 
Koran Normen für das tägli-
che Zusammenleben enthält 
-, wichtige Nahrungsmittel 
für den Körper und entfal-
ten auch geistiges Wohlsein. 
Datteln werden beim Fas-
tenbrechen nach Sonnenun-
tergang als erstes gegessen; 
der vierwöchige Verzehr von 
Datteln vor der Geburt soll 
die Schmerzen der Geburts-
wehen erleichtern. Schwarz-
kümmel wird eine regene-
rierende Wirkung auf das 
Immunsystem zugesprochen 
und beugt von daher Allergi-
en vor.

Honig hat ebenfalls eine 
heilende Wirkung. Die Re-
ferentin sprach offen an, 
dass nicht alle Feiern und 
Gebräuche für alle Muslime 
gleich verbindlich seien. Der 
Prophetengeburtstag am 12. 
Tag des Monats Rabi sowie 
die Erinnerung an den Tod 
des „Dritten Imam Hussain“ 
am 10. Tag im Monat Mu-
harram würden nicht überall 
gefeiert. Die Zuhörerinnen 
und Zuhörer fragten nach-
drücklich, warum die „lei-
sen“, freiheitlich orientierten 
Muslime und Muslima wie 
die Referentin nicht stärker 

ihre Stimme erhöben gegen 

die radikalen „Lautsprecher 
des Islam“, die regelmäßig 
in den Medien präsent seien. 
„Die Wahrheit ist, dass viel 
‚leise Gläubige‘ sich tagtäg-
lich durch ihre friedvolles 
Miteinander vom Terror ab-
grenzen und dies sehr wohl 
unermüdlich erklären. 

Das ist nicht medienwirk-
sam, aber gelebter Alltag. Die 
große Mehrzahl islamischer 
Gläubiger lebt ihre Religi-
on losgelöst von einseitiger 
theologischer Engstirnigkeit, 
frei von politischem Macht-
missbrauch.“

Text und Bild unten: b.d.

„Gerechtigkeit im Sinn“
Steuergerechtigkeit als Schlüssel für eine gerechtere Gesellschaft 

Die zunehmende Ungleich-
verteilung von Einkommen 
und insbesondere Vermögen 
in Deutschland ist immer 
häufiger Thema in Fernseh-
reportagen und Pressebe-
richten. Dabei handelt es 
sich nicht nur um ein statis-
tisches Phänomen, sondern 
für immer mehr Menschen 
um täglich erlebte Wirklich-
keit. Vor allem die Aussicht 
auf eine geringe Altersver-
sorgung sorgt inzwischen 
für große Ängste bei den 
meisten von uns.

Als Ausweg aus dieser Situ-
ation werden neben der Stär-
kung von ArbeitnehmerIn-
nenrechten vor allem ein 
gerechteres Steuersystem ge-

nannt, in dem die schwäche-
ren Einkommen zu Lasten  
der höheren Einkommen so-
wie großen Vermögen und 
Erbschaften entlastet werden.

Umso erstaunlicher ist es, 
dass die CDU und F.D.P. wei-
terhin auf Steuersenkungen 
für alle setzen und Vermö-
gens- und Erbschaftssteuer 
für diese beiden, aber auch 
für die SPD, Tabu-Themen 
sind. Die von CDU und 
F.D.P. vorgeschlagenen Sen-
kungen von 15 bis 30 Milli-
arden Euro jährlich kommen 

dabei überwiegend den Be-
zieher*innen höherer Ein-
kommen zugute.

Dabei zahlen heute Per-
sonen mit sehr hohem Ein-
kommen schon jetzt einen 
geringeren Steuersatz als 
solche mit mittleren und 
höheren Einkommen - diese 
Anomalie entsteht vor allem 
aufgrund der unterschiedli-
chen Besteuerung von Ein-
kommen aus Erwerbstätig-
keit und von Kapitalerträgen. 
Günstiger besteuerte Kapita-
lerträge haben vor allem Per-
sonen mit höheren Einkom-
men.

Besonders erstaunlich ist, 
dass es weiterhin keine breite 
Mehrheit für die Einführung 

einer substantiellen Erb-
schaftssteuer gibt. Leistungs-
freies Einkommen aus Erb-
schaften unterliegt praktisch 
keiner Besteuerung. Der bei 
weitem größte Anteil der 
Bevölkerung wäre bei einem 
Freibetrag von 500.000 oder 
einer Millionen Euro nicht 
betroffen. Aber die Interes-
senvertretungen wohlhaben-
der Firmenbesitzer*innen 
schaffen es immer wieder, 
mit dem Schreckgespenst 
eines massiven Arbeitsplatz-
verlusts, vererbte Firmenver-
mögen von der Erbschafts-
steuer zu befreien.

Dabei zeigt die Realität, 
dass Unternehmen nicht 
selten durch die Erb*innen 

selbst in die Pleite gesteuert 
werden. Umgekehrt ist noch 
kein Unternehmen durch die 
Erbschaftssteuer in die Plei-
te gerutscht. Zudem gäbe es 
durchaus praktikable Wege 
zur Entrichtung der Erb-
schaftssteuer, ohne die Fir-
menliquidität zu schmälern, 
zum Beispiel durch die Ab-
gabe stimmrechtloser Antei-
le an den Staat.

Deutschland braucht ein 
Steuersystem, das die ge-
genwärtige Ungleichheit 
abschwächt und nicht noch 
weiter verschärft. Daher 
müssen die Steuerkonzep-
te von CDU und F.D.P. dort 
bleiben, wo sie jetzt sind - in 
der Schublade.

p.s.

Schamim-Ara Malik-Upmann 
studierte Arabistik-Islamwissen- 
schaft / Indologie/ Ethnologie

Rituelle Speisen, Gegenstände: Datteln, Honig , Kreuzkümmel, ein in 
eine Tasche gehüllter Koran; eine Misbaha, Gebetskette, die auch als 
Halsschmuck getragen wird. Ihre 99 Perlen stehen für die 99 Namen 
Allahs.
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In seiner „Ode to Centre 
Point“ aus dem Jahre 1972 
beklagt sich der Dichter 
Alan Brownjohn über die 
Architektur eines Londoner 
Hochhauses als „riesengro-
ßen unfruchtbaren Phallus“.

London ist nicht mit Telg-
te vergleichbar. Allerdings 
scheinen mir ästhetische 
und sozialpsychologische 
Gesichtspunkte massiger, 
monoton wirkender Beton-
burgen auch für die Frage 
relevant, wie es mit unserem 
aus den 70-er Jahren des letz-
ten Jahrhunderts stammen-
den maroden Rathaus weiter 
geht. Klar ist inzwischen, 
dass für eine dauerhaft wirk-
same Sanierung mehr als 
sieben Millionen Euro (!) 
aus dem Haushalt der Stadt 
aufgewandt werden müssen. 
Und so stellt sich jenseits 
ästhetischer Fragen um den 
Baustil auch die finanzielle. 
Will sagen: Ist es zu verant-
worten, so viel Geld auszuge-
ben für eine Instandsetzung? 

Ist nicht ein Neubau die bes-
sere, zukunftsträchtige In-
vestition?

Auf solche Fragen haben 
die Architekturbüros Ingo 
Meyer und Oliver Hölscher 
eine eigene Antwort gege-
ben. Sie schlagen vor, dass 
das Betongestell des gegen-
wärtigen Rathauses, das die 
Freie Architekten-Werkge-

meinschaft Rubarth, Bitter, 
Möllers aus Greven Mitte der 
siebziger Jahre an das Baß-
feld platzierte, verschwindet 
zugunsten eines (vorneh-
men?) ‚Wohnens an der Ems‘. 

Das Verwaltungsgebäude für 
die Bürger*innen unserer 
Stadt würde am Knicken-
berg-Platz neu errichtet. Und 
der Vorschlag der Architek-
ten kommt den Proportionen 
und Materialien der beste-
henden Altstadt-Bebauung 
nahe. Er bietet m. E. auch 
erhebliche Vorteile für die 
Bürgerinnen und Bürger 

Telgtes: Das Rathaus kommt 
wieder näher ins Zentrum. 
Der Charakter einer Innen-
stadt der kurzen Wege wird 
sich verstärken, da ca. 70 
zentrumsnahe Wohnungen 

entstehen und damit die Alt-
stadt noch lebendiger werden 
lassen. Das wird auch die Ge-
schäftsleute in der Innenstadt 
freuen. Und nichts spricht 
dagegen, dass von den neuen 
Wohnungen ca. ein Drittel 
im Sinne des sozialen Woh-
nungsbaus, also für Personen 
mit Wohnberechtigungs-
schein, errichtet werden. Das 

hat zwar Konsequenzen für 
die zu erwartenden Mieten 
und stellt die Anforderung 
an die Architekten und In-
vestoren, den Spagat zwi-
schen dem Bau bezahlbaren 

Wohnraums mit Mieten von 
5,75 €/m² und hoher Quali-
tät zu schaffen, ist aber m. E. 
machbar. Und: Die Stadt hat 
die Planungshoheit.

Ergo: Die Argumente  f ü r  
den Abriss des jetzigen Rat-
hauses und eine Errichtung 
am Knickenbergplatz wie-
gen schwerer als Denkmal-
schutzgesichtspunkte, die 
das gegenwärtige Rathaus 
als wesentliches Beispiel für 
die Sicht-Beton-Architektur 
der 70-er für erhaltenswert 
halten.

Zu Telgte passt Anderes. 
Kleinteiliger Gegliedertes. 
Vorbild: Die Bebauung am 
Markt und an der Kapel-
lenstraße. Da ergänzen sich 
Neubebauung und erhaltens-
werter Jugendstil - Bestand 
in ansprechender Weise; 
trotz einer Materialsprache 
aus Glas und Putz. Telg-
te braucht Giebel und rote 
Dachpfannen im Zentrum, 
keine schwarzen phantasie-
losen Flachdachflächen mit 
Kies drauf.

b.d.

Als das neue Rathaus 1974 
und die Straße Baßfeld ge-
baut und dafür ein großer 
Teil der Altstadt geop-
fert wurde, war das auch 
der Ausdruck eines neuen 
Selbstverständnissen. Man 
wollte eine moderne, zu-
kunftsorientierte Kommune 
sein und dokumentierte das 
mit einem auch zur dama-
ligen Zeit kühnen Bau, der 
von Beginn an heftig disku-
tiert wurde und wird. 

So viel Beton in einer 
Kleinstadt, das geht doch gar 
nicht, sagen Viele. Aber ist 
das Grund genug, das Rat-
haus abzureißen? Was spricht 
dagegen? 

Zunächst einmal ist es ein 
Zeugnis der Geschichte der 
Stadt, das nicht verleugnen 
werden sollte. Man/Frau 
mag darüber streiten ob das 
ein Baudenkmal ist und ob 
durch eine Unterschutzstel-

lung ein Abriss verhindern 
werden könnte oder sollte. 
Diese Formalia sind bei ge-
nauerer Überlegung aber ne-
bensächlich.

Sicher, der Bau ist in die 
Jahre gekommen und braucht 
Pflege. Aber er funktioniert 
als Sitz der Verwaltung gut 

und ist - so man hört - bei den 
Angestellten als Arbeitsplatz 
sehr geschätzt. Raumnot ist 
ein Fremdwort. Warum also 
abreißen?

Ein Abriss kostet eine Men-
ge Geld, das Haus ist solide 

gebaut. Die versprochenen 
Gewinne für die Stadtkasse 
dürften also gering ausfallen. 
Auch der Neubau am Wasser 
ist sicher nicht billig, bezahl-
barer Wohnraum für junge 
Familien ist dort nicht zu er-
warten.

Stadt, Bürger*innen und 

insbesondere Grüne Bürger 
*innen sind der Nachhaltig-
keit verpflichtet. Wie passt es 
dazu, ein funktionierendes 
Gebäude abzureißen, eine 
Unmenge an Bauschutt zu 
produzieren, um an anderer 

Stelle ein anderes Gebäude 
mit entsprechendem Roh-
stoffverbrauch zu bauen, das 
auch nicht besser funktio-
niert?

Sicher ist das Rathaus ein 
Klotz, der eigentlich für diese 
Stadt deutlich überdimen-
sioniert ist. Aber was be-

kommen wir, wenn wir die 
Neubaupläne verwirklichen? 
Einen neuen Klotz an glei-
cher Stelle und einen zweiten 
am Knickenbergplatz. Schaut 
man/frau sich die Pläne ein-
mal genauer an, so sollen 

dort zwar Klinkerbauten 
entstehen, dennoch aber rie-
sige Komplexe mit endlosen 
Wandflächen. Passt das zur 
kleinteiligen Bebauung in 
der Altstadt? Oder ähnelt das 
eher einer Shopping Mall auf 
der Grünen Wiese? (Und soll 
es nicht genau das werden, 
ein neues Einkaufszentrum?) 
Der Altbau am Knickenberg-
platz ist sicher kein archi-
tektonisches Kleinod, man 
könnte dort sicher eine gute 
Architektur finden, die sich 
in die Umgebung einpasst. 
Das aber was dort geplant ist, 
erschlägt das gesamte Vier-
tel, von der Verkehrsproble-
matik und den archäologi-
schen Spuren auf dem Platz 
gar nicht zu reden.

Fazit: Das Rathaus erhalten 
und sanieren, am Knicken-
bergplatz klug überlegen, statt 
maximalem Profit für In-
vestoren hinterherzulaufen. 
                                                c.g.

PRO

KONTRA

Abriss und Neubau des Rathauses?

Wohnungen an der Ems, Flussseite         Bild: Architekturbüros Ingo Meyer und Oliver Hölscher.
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Erinnern an Verschleppung und Vernichtung in Europa
Bürgermeister Wolfgang Pieper nimmt an Gedenk- und Erinnerungsreise des Deutschen Riga-Komitees teil

Anfang Juli nahm Bürger-
meister Wolfgang Pieper 
für die Stadt Telgte an  
einer Gedenkstättenreise 
des Deutschen Riga-Ko-
mitees teil und suchte mit 
den Delegationen anderer  
Kommunen die Orte des  
Gedenkens in und um Riga 
auf. Grund genug für die 
Pöggsken-Redaktion, mit 
ihm darüber zu sprechen.

Pöggsken: Was hat Dich ver-
anlasst, an dieser immerhin 
viertägigen Reise nach Riga 
teilzunehmen?

Wolfgang: Seit Oktober 2013 
ist die Stadt Telgte auf Be-
schluss des Rates Mitglied 
im Deutschen Riga-Komitee 
innerhalb des Volksbundes 
Deutscher Kriegsgräberfür-

sorge. Dieser Zusammen-
schluss von Städten, aus de-
nen 1941/42 Juden nach Riga 
deportiert und in großer An-
zahl im Wald von Bikernieki 
ermordet wurden, hat am 
Ort des schrecklichen Ge-
schehens eine Gedenkstät-
te errichtet. Dort ist neben 
den Namen von Städten wie 
Warendorf, Münster, Ahlen, 
Drensteinfurt, Billerbeck 
oder Coesfeld auch Telgte 
mit einem Gedenkstein ver-
treten.

Pöggsken: Wo ist denn ge-
nau der Bezug zu Telgte zu 
sehen?

Wolfgang: Aus Telgte sind 
unter den in Riga ermorde-
ten Mitbürgern Henriette 
und Siegfried Mildenberg 
sowie ihr Pflegekind Karl-
Heinz Steinhardt vertreten, 
die 1941 dorthin deportiert 
wurden. Mit einer durch 
den Verein Erinnerung und 
Mahnung errichteten Ge-
denkstele wird der Opfer 
des Nationalsozialismus in 
Telgte seit 2013 auch im öf-
fentlichen Raum in der Kö-
nigstraße gedacht und an ihr 
Schicksal erinnert.

Pöggsken: Was waren für 
Dich die eindrücklichsten 
Stationen dieser Gedenk- 
und Erinnerungsfahrt?

Wolfgang: Besonders be-
rührend sind die vielen per-
sönlichen Zeugnisse aus 
dem Rigaer Ghetto und von 
überlebenden deutschen Ju-
den, die uns während der 
Tage in Riga nahe gebracht 
wurden – unter anderem Ta-
gebuchaufzeichnungen von 
Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen. Bemerkenswert 
ist, wie sich die Erinnerungs-
kultur in Lettland auch heute 
noch schwierig gestaltet, weil 
einerseits die sowjetische 
Okkupationszeit im Vorder-
grund steht und nicht die 
des deutschen Nationalsozi-
alismus. Zum anderen ist die 
Rolle Lettischer Kollabora-
teure noch immer mit Tabus 
belegt.

Besonders beeindruckend 
und zugleich berührend ist 
die Gedenkstätte im Wald 
von Bikernieki, in der über 
25.000 jüdische Menschen 
ermordet wurden. Darge-
stellt wird diese unmensch-
liche Tat durch hunderte 

individueller Steine, die wie 
in eine Grube gestellt die As-
soziation an die dort umge-
brachten Menschen erweckt. 
Seit 2015 ist der Name der 
Stadt Telgte dort durch eine 
Steintafel vertreten.

Pöggsken: Du hast nach der 
Reise gesagt, dass sich für 
Dich die Gräueltaten der 
Nationalsozialisten mit den 
konkreten Bezügen zu Telgte 
und zu Jetzt-Zeit verknüpfen. 
Was meinst Du damit genau?

Wolfgang: Mir ist vor Ort in 
Riga sehr deutlich bewusst 
geworden, dass es keine 
Selbstverständlichkeit ist, 
dass wir über mehr als 70 
Jahre (mit wenigen Ausnah-
men) keine Kriege in Zent-
raleuropa haben, und dass es 

keine Selbstverständlichkeit 
ist, in einer freien und rechts-
staatlich verfassten Demo-
kratie leben zu können. Die 
allerdings will und muss 
immer wieder neu erstritten 
und erneuert werden.

Erinnerungsarbeit und 
Gedenken sind als Auftrag 
an uns Heutige zu verstehen, 
die Kenntnis der Umstände 
und Ereignisse der Zeit des 
nationalsozialistischen Ter-
rorregimes in Deutschland 

und Europa und damit das 
Bewusstsein dieser Wunde in 
unserer eigenen Geschichte 
wach zu halten, um letztlich 
unsere Haltung sowie die 
Entscheidungen von heute 
und morgen daraus abzulei-
ten.

Auf einer Steintafel ist der Name 
der Stadt Telgte Teil der Ge-
denkstätte in Riga

Das Lernhäuschen in Westbevern-Vadrup
ist ein Ort für jeden, der sich Unterstützung 
im Bereich Lernen und Schule wünscht.

www.lernhäuschen.de

NRW.Urban soll das Baugebiet im Telgter Süden entwickeln
Die Grünen begrüßen, dass 
sich letztlich doch eine 
Mehrheit für die Beauf-
tragung von NRW.Urban 
gefunden hat, die das neue 
Baugebiet im Telgter Süden 

entwickeln sollen. 
Urban NRW ist eine Ent-

wicklungsgesellschaft des 
Landes NRW, die speziell 
den Auftrag hat, Gemeinden 
wie der Stadt Telgte dabei zu 

helfen, Baugebiete planerisch 
zu entwickeln und Grund-
stückskäufe vorzufinanzie-
ren. Nur Fünf Kommunen in 
NRW wurde die Übernahme 
der Vorfinanzierung durch 
das Land bewilligt – Telgte 
gehört dazu. Wichtig ist da-
bei, dass die Planungsgewin-
ne durch die Ausweisung von 
Ackerflächen zu Siedlungs-

flächen wenigsten teilweise 
bei der Stadt bleiben. Dabei 
hat die Stadt Telgte immer 
die volle Entscheidungsho-
heit, ist in alle Arbeitsschritte 
eingebunden und kann aber 
auf die Erfahrung der Urban 
NRW zurückgreifen. 

Jetzt geht es im weiteren 
Planungsverfahren darum, 
einen vernünftigen Aus-

gleich zwischen den berech-
tigten Interessen der Grund-
stückseigentümer und der 
Zielsetzung einer Siedlungs-
erweiterung mit Mehr- und 
Einfamilienhäusern zu fin-
den. Dafür haben wir jetzt 
mit der Urban NRW einen 
kompetenten Partner gefun-
den.

u.w.

Papier ist geduldig
Geht‘s noch?? Die Tinte un-
ter den wohnungsbaupoliti-
schen Grundsätzen ist kaum 
getrocknet, da werden sie bei 
nächster Gelegenheit schon 
ohne großes Federlesen bei-
seite geschoben. 

Die Planung für das Bau-
gebiet an der Johanneskirche 
sieht ausschließlich Einfami-
lien- und Reihenhausbebau-
ung vor, obwohl hier min-
destens zwanzig Prozent der 

entstehenden Nettowohnflä-
che geförderter Mietwohn-
raum sein sollte.

Dabei sind in unmittelba-
rer Nähe durchaus größere 
Wohnhäuser mit mehreren 
Wohneinheiten, so dass eine 
zu große Störwirkung weite-
rer, kleinerer Mehrfamilien-
häuser nicht vorliegt.

Ebenfalls positiv wäre die 
im Vergleich zu anderen Bau-
gebieten nahe Innenstadt, 

was die Wohnungen auch für 
ältere BürgerInnen attraktiv 
machen würde.

Es bleibt daher zu hoffen, 
dass im laufenden Verfahren 
die Mehrheit der Politik, zu-
sammen mit den Vertretern 
der Kirche, noch Einsicht zei-
gen und zu einer ausgewoge-
neren Planung im Sinne einer 
sozial verträglichen Nutzung 
gelangen.

p.s.
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Orkotten im Wandel
Entwicklungskonzept Orkotten - Beispiel für eine ausgewogene Stadtentwicklung

Telgte wächst - ein Umstand, 
den wir vor einigen Jahren 
noch nicht für möglich ge-
halten haben. Doch Wachs-
tum benötigt Platz - Platz 
für Wohnungen, für Infra-
struktur, aber auch Platz für 
neue Jobs - und das in einem 
ausgewogenen Maße, damit 
Telgte eine lebendige und 
intakte Stadt bleibt.

Leider stehen diese Be-
dürfnisse oft im Gegensatz 
zueinander. Infrastruktur-
einrichtungen wie Kitas oder 
Spielplätze stoßen auf den 
teilweise heftigen Wider-
stand der Anwohner*innen. 
Im Orkotten sollen Gewerbe-
betriebe - und damit Arbeits-
plätze - Wohnungen wei-
chen, die ebenfalls dringend 
gebraucht werden. 

Doch der Platz ist begrenzt. 
Für unser Gewerbegebiet im 
Kiebitzpohl sind die Wachs-
tumsmöglichkeiten auf we-
nige Hektar zusammenge-
schrumpft. Eine Verlagerung 
vom Orkotten in den Kie-

bitzpohl ist für viele Betrie-
be nicht zuletzt aus diesem 
Grund keine Option. 

So bedarf es einer gewis-
senhaften Abschätzung, wie 
weit man/frau den Wün-
schen einiger Grundstückei-
gentümer*innen im Orkot-
ten nachkommen darf, die 
ihre bislang gewerblich ge-
nutzten Grundstücke gerne 
der Wohnbebauung zur Ver-
fügung stellen würden. 

Auch müssen solche Ände-
rungen im Kontext der Nach-
bar*innen gesehen werden, 
die bei einer heranrückenden 
Wohnbebauung zunehmen-
de Einschränkungen für ihre 
gewerblich genutzten Grund-
stücke befürchten.

Um hier zu einer für alle 
nachvollziehbaren und ge-
steuerten Entwicklung zu 
kommen, hat die Politik auf 
Initiative der Stadtverwal-
tung eine generelle Festle-
gung für den Orkotten ge-
troffen. Diese Festlegung 
unterteilt die Nutzung des 

Orkottens in Bereiche für:
• (reines) Wohnen,
• genmischte Nutzung 

(Wohnen und Gewerbe),
• nichtstörendes Gewerbe,
• Gewerbe sowie
• Dienstleistung, Handel 

und Gewerbe.
Durch die abgestufte An-

ordnung der Bereiche ab-

nehmender Belastung wird 
eine möglichst geringe wech-
selseitige Beeinträchtigung 
erreicht. Mit dieser Festle-
gung wird zudem eine ver-
lässliche Grundlage für alle 
Grundstückseigentümer*in-
nen geschaffen, die für alle 
Beteiligten ihre jeweiligen 
Handlungsoptionen aufzeigt. 

  

So ist ein weiterer wichtiger 
Schritt getan, Telgtes Wachs-
tum mit Augenmaß zu steu-
ern und eine Entwicklung 
hin zu einer „Schlafstadt“ zu 
verhindern.

p.s.

Bebauungsplan
Orkotten II

Bebauungsplan
Orkotten I Gewerbegebiet

Bebauungsplan
Orkotten III Gewerbegebiet

Ohne Auto mobil
Diskussion mit Thomas Lins, Vorsitzender des VCD im Münsterland

Veränderungen fangen im 
Kopf an – auch im Straßen-
verkehr.“ So Thomas Lins, 
Vorsitzender des umwelt-
orientierten Verkehrsclub 
Deutschland (VCD) im 
Münsterland.

In seinem Vortrag bei 
der Kreistagsfraktion von 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜ-
NEN ging es um Hindernisse 
und Chancen auf dem Weg 
zu einer fahrrad- und fuß-
gängerfreundlichen Stadt. 

Für den VCD seien Staus 
auf den Zubringern und 
überfüllte Straßen in den 
Städten nicht unabwendbares 
Schicksal, sondern ein lösba-
res Problem. „Und zwar nicht 
durch immer neue Straßen“, 
so Lins; „die können wir uns 
angesichts des Flächenver-
brauchs und der Klimapro-
blematik längst nicht mehr 
leisten!“ 

Vielmehr sei das Fahrrad 
das Verkehrsmittel der Zu-
kunft: „Es ist emissionsfrei 
und fördert die Gesund-

heit!“ Vorstellungen, die die 
ungeteilte Zustimmung der 
Grünen Kreistagsfraktion 
fanden. 

“Wir wünschen uns, dass 
der Ausbau von Radwegen, 
insbesondere im Rahmen der 
Erstellung von Velorouten 
im Kreis Warendorf zügig 
voranschreitet“, so Ursula 
Mindermann. „Innerorts 
können Fahrradstraßen at-
traktive Nebennetze abseits 
der Hauptverkehrsstraßen 
anbieten.“ Der Wille zu einer 
Förderung des Radverkehrs 
sei im Kreis Warendorf bei 
der Bevölkerung gegeben. 
Das habe die Online-Befra-
gung der Bürgerinnen und 
Bürger im Kreis deutlich 
gemacht. „Damit haben wir 
eine gute Grundlage für un-
ser politisches Handeln.“

Lins plädierte auch dafür, 
die Verpflichtung zur Nut-
zung separater Fahrradwege 
nur bei besonderer Gefähr-
dung anzuwenden, um auf 
möglichst vielen Straßen in 

den Städten eine gemischte 
Nutzung der Fahrbahnen zu 
ermöglichen.

Er verwies darauf, dass die 
Rechtsprechung inzwischen 
sage, die Anordnung einer 
Radwegbenutzungspf licht 
dürfe nur ausnahmsweise 
und nur zur Wahrung oder 
Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit erfolgen – so das 
Bundesverwaltungsgericht 
in seinem Urteil vom 18. No-
vember 2010 - und nicht, da-
mit Autos unbehindert oder 
schneller fahren können. 
Insbesondere stelle der oft 

angeführte unfallverhütende 
Entmischungsgrundsatz kei-
nen zwingenden Aspekt dar.

Wenn es in der Großstadt 
Kopenhagen, wo Radfahre-
rinnen und Radfahrer mit 
dem motorisierten Indivi-
dualverkehr gleichberechtigt 
zahlreiche Straßen benutzen, 
gelungen ist, den Anteil von 
Radfahrerinnen und Radfah-
rern auf 50 % zu erhöhen – 
Münster hat 38 % - was hin-
dert uns daran, das auch hier 
verstärkt einzuführen? 

Auf notwendige praktische 
Maßnahmen auf dem Weg zu 
mehr Gleichberechtigung im 
Straßenverkehr wies der Vor-
sitzende des VCD im Müns-
terland ebenfalls hin: „Pa-
rallel angeordnete Sperren 
auf Radwegen, die umfahren 
werden müssen, sollen Kin-
der vor herannahenden Au-
tos schützen. Sie haben aber 
mit einem häufig sehr gerin-
gen Abstand voneinander 
eher Gefährdungspotenzial 
und erfüllen keine Schutz-

funktion. Vielmehr muss ein 
Umdenken in der Verkehr-
serziehung erfolgen: Nicht 
‚Achtung vor Autos!‘ soll pri-
märe Leitlinie sein, sondern: 
‚Autofahrer: Achtet auf Fuß-
gänger und Radfahrer!“

Eine wünschenswerte ge-
meinsame Wegenutzung von 
Radfahrern und Fußgängern 
wird seitens Straßen NRW 
sowie der Landesentwick-
lungs- und Regionalplanung 
derzeit noch durch Anfor-
derungen an Mindestbreiten 
erschwert. Die Mindestbrei-
te für Radfahrwege liegt bei 
1,50 m, die für eine gemisch-
te Nutzung bei 2,50 m. Leider 
auch ein Hindernis für die 
finanzielle Förderung von 
Velorouten.

Es gibt viel zu tun.
b.d.
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Der Krieg dauert an
Telgterinnen und Telgter helfen bei Integration 

Ein Auf und Ab der Flücht-
lingsankünfte haben wir in 
den letzten beiden Jahren 
beobachtet. Nach der gro-
ßen Zahl von geflüchteten 
Menschen im Jahr 2015, die 
alle Beteiligten überrascht 
hat, war die Anzahl der Zu-
weisungen im letzten Jahr 
deutlich zurückgegangen. 

Dies hat in den Kommu-
nen, in den Institutionen, 
aber auch bei vielen Ehren-
amtlichen, zu einer Ver-
schnaufpause geführt, die 
von einem akuten Krisen-
management in eine struktu-
riertere Versorgung und Be-
gleitung wechseln konnten. 

Nicht verkennen sollte 
man dabei allerdings, dass 
diese Situation nicht mit ei-
ner Verbesserung in den Hei-
matländern, sondern vorran-
gig mit dem Schließen der 
Balkanroute zu tun hatte, die 
es vielen Menschen deutlich 
erschwert hat, sichere Zu-
flucht in Europa zu erhalten. 

Es zeigt sich jetzt, dass 
viele lokale Entscheidungen 
in dieser Zeit auch in Telgte 
richtig waren. Unterkünfte 
und Wohnhäuser für ge-
flüchtete Menschen sind her-
gestellt oder gebaut worden 

und konnten in den letzten 
Monaten teilweise schon be-
zogen werden. Das führte 
zur Entlastung der häufig 
überbelegten Wohnsituation 
in den Unterkünften und den 
mobilen Wohneinheiten am 
Waldschwimmbad. Ein In-
tegrationskonzept ist in Vor-
bereitung, eine neue Sozial-
arbeiterin hat ihren Dienst 
aufgenommen. 

Dennoch ist es nicht rat-
sam, sich auf dem Status 
Quo auszuruhen. Wie der 
Stadt angekündigt worden 
ist, stehen nach einer länge-
ren Pause wieder Zuweisun-
gen von neuen geflüchteten 
Menschen an. Auch wenn 
es in der Zwischenzeit im-
mer wieder Menschen gibt, 
die freiwillig in ihre Hei-
matländer zurückgegangen 
sind: Die Suche nach geeig-
netem Wohnraum bleibt, 
einige Unterkünfte standen 
nur zeitweilig zur Verfügung 
und müssen wieder geräumt 
werden. 

Für die neuen Ankommen-
den ist es sehr hilfreich, wenn 
sich wieder Telgterinnen und 
Telgter ehrenamtlich in der 
Begleitung einbringen. Die 
deutsche Bürokratie und 

die Organisation des Alltags 
sind ohne eine solche Unter-
stützung zumindest am An-
fang kaum zu meistern. 

Aber auch diejenigen, die 
bereits länger hier sind, ha-
ben noch einen langen Weg 
vor sich: Was hilft der bes-
te Integrationskurs, wenn 
es immer noch unsicher ist, 
ob man bleiben kann? Was 
hilft das Üben der deut-
schen Sprache, wenn es keine 
Gelegenheit gibt, diese mit 
deutschsprachigen Einhei-
mischen im Alltag auszupro-
bieren? Werden die Kinder 
zum Spielen im Nachbargar-
ten eingeladen oder bleiben 
sie (zwangsläufig) unter sich? 

Und doch gibt es auch die 
anderen Erfahrungen, die 
Mut machen, sich weiter in 
dieser großen Aufgabe auch 
in Telgte einzusetzen: Ge-
meinsame Feste und Akti-
vitäten von verschiedenen 
Telgter Vereinen; sich festi-
gende Freundschaften; Kin-
der, die hier geboren worden 
sind – und immer wieder 
neue Köstlichkeiten als Gruß 
aus anderen Teilen der Welt.

k.m.

Ursula Mindermann
Dipl. Ing. für Augenoptik, IVBV, WVAO

Baßfeld 12  ·  48291 Telgte  ·  Fon 0 25 04 - 5050  ·  Fax - 5060
mindermann-augenoptik.de  ·  info@mindermann-augenoptik.de

Dümmert verkümmert
Grünpflege fiel Haushaltseinsparungen zum Opfer

In den Haushaltsberatun-
gen für das Jahr 2017 ist die 
Planung für eine Neu- und 
Umgestaltung des Düm-
merts auf Grund von Ein-
sparungsnotwendigkeiten 
auf der Strecke geblieben, 
obwohl die Stadtverwaltung 
dafür schon eine Förderung 
durch die Bezirksregierung 
erzielt hatte.  Dies war ein 
großer Fehler.

Die Straßen an Markt und 
Kappellenstraße werden jetzt 
gestalterisch aufgewertet und 
weitgehend barrierefrei her-
gestellt. Für die Grünflächen 
der Stadt stehen jedoch im-
mer weniger Gelder zur Ver-
fügung und dies wird auch 
in der Gestaltung und Pflege 
der Flächen deutlich. 

Als der Dümmert in den 
80er Jahren neugestaltet 

wurde, gab es noch vielfälti-
ge, schöne Staudenbeete, die 
dann später in den 90er Jah-
ren durch Saisonbepflanzung  
ersetzt wurden. 

Heute sind auch diese Bee-
te verschwunden und pflege-
leichte Rasenflächen bestim-
men das Bild. Wo kein Rasen 
möglich ist, wie zwischen 

den beiden Wegen entlang 
der Ems herrschen Wild-
kräuter mit einem großen 
Anteil an Brennnesseln vor. 

Wir Grünen sind der Mei-

nung, dass wir in Telgte wie-
der mehr in die Pflege und 
Gestaltung unserer Grün-
flächen investieren sollten. 
Dies betrifft nicht nur den 
Dümmert, sondern auch den 
Emsauenpark, der 30 Jahre 
nach seiner Neuanlage schon 
lange nicht mehr gemäß der 
seinerzeitigen Zielsetzun-
gen gepflegt und unterhalten 
wird.

In der letzten Sitzung des 
Rates hat die CDU mit einem 
Antrag auf das allgemein zu 
beobachtende Insektenster-
ben aufmerksam gemacht. 
Wenn das nicht nur ein 
„Schauantrag“ gewesen ist, 
sollte sich noch in 2017 eine 
Mehrheit für eine Weiterent-
wicklung der Grün- und Na-
herholungsflächen in Telgte 
finden.                                 u.w.


